
A n m e r k u n g :
Der Entscheidung kann nicht zugestimmt werden. 

Zutreffend wird festgestellt, daß der Verfahrensbetei­
ligte nur entweder Berufung oder Revision einlegen 
kann. Entschließt er sich für die Berufung, so hat er 
bei Beobachtung der vorgeschriebenen Fristen und 
Formen die Gewähr einer zweiten Tatsachenverhand­
lung und sachlichen Entscheidung. Eine Verwerfung 
der Berufung ohne Sachentscheidung ist nur bei einem 
von ihm begangenen Formfehler möglich. Das gilt 
nicht nur für die Verwerfung durch Beschluß bei Ver­
spätung oder Nichtbeachtung der Einlegungsform (§§ 319 
und 322 StPO), sondern auch bei Verwerfung durch 
Urteil mangels Erscheinens zur Hauptverhandlung 
(§ 329 Abs. 1 StPO).

Gegen Frist- und Terminsversäumnisse infolge un­
abwendbarer Zufälle ist der Angeklagte durch die

Möglichkeit des Wiedereinsetzungsantrages (§ 44 StPO) 
geschützt. Das gilt nach ausdrücklicher Vorschrift des 
§ 329 Abs. 2 StPO auch für die Terminsversäumnis. 
Gegen Verwerfung ohne Sachprüfung aus sonstigen 
Gründen schützt ihn die sofortige Beschwerde (§ 322 
StPO) oder der Antrag an das Berufungsgericht nach 
§ 319 Abs. 2 StPO.

Es ist auch vom Standpunkte der Wahrung der Rechte 
des Angeklagten nicht erforderlich, bei Verwerfung 
der Berufung Revision zuzulassen; das würde vielmehr 
bedeuten, einen Wiedereinsetzungs- oder Beschwerde­
beschluß durch ein Revisionsurteil und im Falle der 
Wiedereinsetzungsmöglichkeit die Tätigkeit der Straf­
kammer durch die des Oberlandesgerichts zu ersetzen.

Oberrichter D r. C o h n

L i t e r a t u r

Bücher
Sammlung von Anordnungen und Rundverfügungen auf dem Ge­

biete des Abgabenrechts, 1. Halbjahr, Jahrgang 1951. Her­
ausgegeben vom Ministerium der Finanzen der Deutschen 
Demokratischen Republik. Deutscher Zentralverlag, Berlin 
O 17.
Der zweite Band der „Anordnungen und Rundverfügungen“ 

liegt nunmehr vor. Die Ausgabe ist eine Fortsetzung der erst­
malig auf dem Gebiete des Abgabenrechts herausgegebenen 
Sammlung für das Jahr 1950. Sie umfaßt weit über 200 Ver­
lautbarungen, die im ersten Halbjahr 1951 vom Finanzministe­
rium — Abgabenverwaltung — erlassen wurden. Diese Samm­
lung, die fortgesetzt wird, bildet ein unentbehrliches Hilfsmittel 
für die gesamte Wirtschaft, da sie in übersichtlicher Form eine 
Zusammenfassung a l l e r  zur Veröffentlichung bestimmter 
Rundverfügungen und Anordnungen bringt. (Steuerrecht, Ver­
brauchssteuerrecht, Zollrecht sowie das Recht der Preisüber­
wachung). Dabei sei erwähnt, daß die Geltung der betreffenden 
Anordnung oder Rundverfügung nicht etwa auf das Erschei­
nungsjahr beschränkt ist. Die Sammlung ist ein zuverlässiges 
Hilfsmittel für alle VEB- und Privatbetriebe, Steuerberater und 
Rechtsanwälte, die sich mit diesem Gebiet des Wirtschaftsrechts 
zu befassen haben.

Ein Sachregister, das einmal auf den vorliegenden Band ab­
gestellt ist, zum anderen aber in einem besonderen Anhang ein 
gemeinsames Sachregister für die Jahre 1950 und 1/1951 bringt, 
erleichtert die Benutzung des Werkes.

Dr. S t i e b e n s

Zeitschriften
Dokumentation der Zeit Nr. 25: Entschließung der Volkskam­
mer über den friedlichen Weg zur Einheit Deutschlands; Ge­
setzentwurf für die Durchführung gesamtdeutscher Wahlen; 
Bonner Bundestag ratifiziert den Schumanplan; Kriegsvorbe­
reitungen in Westdeutschland (XIX); Antwort der KPD an die 
Bundesregierung; Aufruf an die deutsche Nation (1794); Das 
militärische Kriegspotential Westdeutschlands (II). Nr. 26: Re­
gierung der DDR fordert Abschluß eines Friedensvertrages; 
Antwort der Regierung der UdSSR; Dr. Wirth: Meine Reise 
hinter den Eisernen Vorhang; Kriegsvorbereitungen in West­
deutschland (XX); Verfolgungsmaßnahmen in Westdeutschland 
(VII); Das militärische Kriegspotential Westdeutschlands (III); 
Jahrbuch der Deutschen Akademie der Wissenschaften.
Die Arbeit Nr. 3: Den Bürokratismus mit der Wurzel aus­
reißen; H. Schlimme: Zur Weltwirtschaftskonferenz in Mos­
kau; W. Perk: Wandel der westdeutschen Streikkämpfe; J. Or- 
lopp: Innerdeutscher Handel — ein Förderer der deutschen 
Einheit; E. Dyballa: Die Förderung der werktätigen Frau — 
eine wichtige Aufgabe der Gewerkschaften; A. Männicke: über 
die Anleitung der Arbeitsschutzfunktionäre im Betrieb.
Demokratischer Aufbau Nr. 3: L. Seidl: Was ist der Bonner 
Separatstaat?; G. Schlicht: Die Schulung muß zu einer Sache 
aller Mitarbeiter in der Verwaltung werden; Wann endlich 
werden Gesetze für jeden lesbar?
Arbeit und Sozialfürsorge Nr. 5: K. Kern: Entfaltet die Mas­
seninitiative zur Verwirklichung des Gesetzes über den Mutter- 
und Kinderschutz und die Rechte der Frau; Zum Gesetz über 
den Volkswirtschaftsplan 1952; A. Zimmermann: Noch einmal: 
Das Schlichtungsverfahren nach dem Landarbeiterschutzgesetz;

E. Rudolph: über die kommende Sozialversicherungsordnung. 
Nr. 6: B. Krüger: Wie müssen die Abteilungen für Arbeit die 
Betriebe bei der Werbung und Lenkung der Arbeitskräfte 
unterstützen? F. Wiehle: Wettbewerb steigert das Interesse 
am Arbeitsschutz; G. Schaum: Kassation rechtskräftiger Ent­
scheidungen der Arbeitsgerichte; R. Schlegel: Kündigung 
während einer Krankheit.
Deutsche Finanzwirtschaft Nr. 3: H. Rau: Aus dem Gesetz 
über den Volkswirtschaftsplan 1952; B. Weinberger: Die Grund­
lage der Wirtschaftlichen Rechnungsführung und ihre An­
wendung; Gesetz über Rückzahlung und Verzinsung der Auf­
baulotterie für das Nationale Aufbauprogramm 1952; M. 
Schmidt: Zu einigen Problemen unserer Versicherungswirt­
schaft; W. Kuhnert: Leistungskritik in Büros und Verwal­
tungen; Die Finanzkrise in den Ländern des imperialistischen 
Lagers; H. Nehls: Die Problematik der Abschreibungen; R. 
Lorenz: Preisrecht bei Außenhandelsgeschäften; H. Fengler: 
Die Haushaltsbearbeiterverordnung; H. Schulze: Die persön­
liche Verantwortung stärken. Nr. 4: K. Pauligk: Der Volks­
wirtschaftsplan 1952 und die Aufgaben der Haushaltsorgane; 
B. Weinberger: Die Grundlage der Wirtschaftlichen Rechnungs­
führung und ihre Anwendung (Teil II); Entspricht unser 
gegenwärtiges Abgabensystem dem Stande der Entwicklung in 
der Deutschen Demokratischen Republik?; Der Kampf um die 
Stabilisierung der Währung in der Chinesischen Volksrepu­
blik (II. Teil); Kapitalistische Verschleierungsmethoden; W. 
Neumann: Die Errechnung des steuerbegünstigten Mehrver­
dienstes bei Leistungslohnarbeiten in verschiedenen Lohn­
gruppen; R. Pätzold: Kampf der Justiz gegen Steuersabo­
teure. Nr. 5: Das Budget der Sowjetunion — ein Budget des 
friedlichen Aufbaues; Bischoff: Nationales Aufbauprogramm 
Berlin 1952; H. Brandt, H. Schütz: Können auch Verwaltungs­
dienststellen echte Materialeinsparungen erzielen?; M. Bött- 
ger: Bonner Steuerstrafrecht begünstigt die Besitzenden; F. 
Witthauer: Zur Einführung der Wirtschaftlichen Rechnungs­
führung bei der Handelsorganisation (HO); G. Schmidt: Be­
trachtungen zur Anlagenkartei für das Vermögen in Verwal­
tungen oder in Rechts träger Schaft von Haushaltsorganisa­
tionen; Vereinfachte Registrierung des volkseigenen und 
öffentlichen Grundbesitzes.

Statistische Praxis Nr. 2: B. M. Wolin: Statistik und Politik. 
Nr. 3: Die Statistik als Element des Überbaus; Zur bevor­
stehenden Internationalen Wirtschaftskonferenz in Moskau.
Die Volkspolizei Nr. 3: Bulganin: Stalin und die sowjetischen 
Streitkräfte; K. Maron: Erfolge und Schwächen in der Arbeit 
der deutschen Volkspolizei; Uhrig: Ein „kleiner“ Buntmetall­
dieb — und das Ergebnis; E. Dockhorn: Die Arbeitskraft 
unserer Werktätigen ist geschützt. Nr. 5: K. Mellmann: Kri­
minalanzeige oder formlose Anzeige — eine Entscheidung von 
politischer Bedeutung; K.-H. Wittiger: Die Sichtbarmachung 
ausgefeilter Nummern an Kraftfahrzeugen und Fahrrädern; 
Schmilewski-Schulze: Ein Vorschlag zur besseren Bekämpfung 
von Fahrraddiebstählen; Neue Arbeitsweise eines Taschen­
diebes.

Die Redaktion bittet bei Einsendung von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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